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Abréviations

EDK Schweizerische Konferenz der kantonalen Erziehungsdirektoren
RK-NR Kommission für Rechtsfragen des Nationalrats
SBFI Staatssekretariat für Bildung, Forschung und Innovation
SVS Sicherheitsverbund Schweiz
ISOS Bundesinventar der schützenswerten Ortsbilder der Schweiz von

nationaler Bedeutung
SIG Schweizerischer Israelitischer Gemeindebund
UWG Bundesgesetz gegen den unlauteren Wettbewerb
NA Nationale Aktion
URG Urheberrechtsgesetz
VISOS Verordnung über das Bundesinventar der schützenswerten Ortsbilder

der Schweiz
ZDA Zentrum für Demokratie Aarau
GRA Stiftung gegen Rassismus und Antisemitismus
CICAD Coordination Intercommunautaire contre l'Antisémitisme et la

Diffamation
BAK Bundesamt für Kultur

CDIP Conférence suisse des directeurs cantonaux de l'instruction publique
CAJ-CN Commission des affaires juridiques du Conseil national
SEFRI Secrétariat d'Etat à la formation, à la recherche et à l'innovation
RNS Réseau national de sécurité
ISOS Inventaire fédéral des sites construits d’importance nationale à protéger

en Suisse
FSCI Fédération suisse des communautés israélites
LCD Loi fédérale contre la concurrence déloyale
AN Action nationale
LDA Loi sur le droit d'auteur
OISOS Ordonnance concernant l’Inventaire fédéral des sites construits à

protéger en Suisse
ZDA Zentrum für Demokratie Aarau
GRA Fondation contre le racisme et l'antisémitisme
CICAD Coordination Intercommunautaire contre l'Antisémitisme et la

Diffamation
OFC Office fédéral de la culture
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Chronique générale

Eléments du système politique

Ordre juridique

Droits fondamentaux

Stillschweigend überwies der Ständerat in der Herbstsession 2019 ein Postulat
Rechsteiner (sp, ZH), das vom Bundesrat verlangte, die Verwendung der
Antisemitismus-Definition der International Holocaust Remembrance Alliance in der
Innen- und Aussenpolitik des Bundes darzulegen. Der geforderte Bericht muss gemäss
Postulatstext aufzeigen, welche rechtlichen Implikationen die Definition hat, wie sie der
Sensibilisierungs-, Präventions-, Beratungs- und Interventionsarbeit auf allen
Staatsebenen dient und inwiefern sie für die gezielte Erhebung von Fallzahlen, für die
Forschungsarbeit und von den Gerichten genutzt wird oder werden kann. 1

POSTULAT
DATE: 12.09.2019
KARIN FRICK

Sécurité intérieure

In der Frühjahrssession 2017 nahm der Ständerat als Erstrat eine Motion Jositsch (sp,
ZH) zum Schutz religiöser Gemeinschaften vor terroristischer und extremistischer
Gewalt an. Die Motion verlangt, der Bundesrat solle gemeinsam mit den Kantonen
aufzeigen, durch welche weitergehenden Massnahmen religiöse Gemeinschaften, die
der Gefahr von terroristischer und extremistischer Gewalt besonders stark ausgesetzt
sind, besser geschützt werden können und welche gesetzlichen Grundlagen dafür
vonnöten wären. Der Bundesrat hatte die Annahme der Motion beantragt; er sei sich
der besonderen Bedrohung einiger religiöser Gemeinschaften und Minderheiten –
insbesondere der jüdischen Gemeinschaften und deren Einrichtungen durch
islamistischen Terror – bewusst und begrüsse eine verstärkte Zusammenarbeit zu deren
Schutz. 2

MOTION
DATE: 09.03.2017
KARIN FRICK

In der Frühjahrssession 2018 hiess auch der Nationalrat die Motion Jositsch (sp, ZH)
zum Schutz religiöser Gemeinschaften vor terroristischer und extremistischer Gewalt
diskussionslos gut. Im Namen der RK-NR unterstrichen Erich von Siebenthal (svp, BE)
und Lisa Mazzone (gp, GE) die hohe Bedeutung der Zusammenarbeit von Bund,
Kantonen und Gemeinden sowie der Polizei, um diese Lücken im verfassungsmässigen
Bevölkerungsschutz zu füllen. Seit 2017 setze sich eine Arbeitsgruppe mit der
Ausarbeitung eines Konzeptes zur Unterstützung von besonders gefährdeten
Minderheiten auseinander und prüfe Möglichkeiten zur Ergänzung des geltenden
Rechts, um die Bundeskompetenzen zu erweitern, so Justizministerin Sommaruga.
Aufgrund der kantonalen Polizeikompetenz liege die Verantwortung zur Umsetzung
solcher Schutzmassnahmen jedoch vorwiegend bei den Kantonen. So sei die Absprache
zwischen Bund und Kantonen unabdingbar. 3

MOTION
DATE: 07.03.2018
CATALINA SCHMID

Enseignement, culture et médias

Culture, langues, églises

Culture, langues, églises

Anfangs Oktober 2019 gab der Bundesrat in einer Medienmitteilung bekannt, dass sich
der Bund neu pro Jahr mit bis zu CHF 500'000 an den Sicherheitskosten von
«besonders gefährdeten Minderheiten» beteiligen wird. Die entsprechende
Verordnung sei auf ein Konzept des Sicherheitsverbundes Schweiz (SVS)
zurückzuführen. Die Gelder sollen gemäss Medienmitteilung für Massnahmen eingesetzt
werden, mit denen Straftaten verhindert werden können – wie beispielsweise durch die
Installation von Überwachungskameras –, jedoch nicht für Sicherheitspersonal. Um
Unterstützungsleistungen zu erhalten, wird nebst einem erhöhten Sicherheitsrisiko
verlangt, dass die Minderheitsgruppen über eine «gefestigte Bindung zur Schweiz und
ihren Werten» verfügen. Jüdische und muslimische Glaubensgemeinschaften dürften
gemäss Medienmitteilung im Zentrum dieser Massnahme stehen. Die Verordnung trat
am 1. November 2019 in Kraft. 4

ORDONNANCE / ARRÊTÉ FÉDÉRAL SIMPLE
DATE: 10.10.2019
SARAH KUHN
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Jahresrückblick 2019: Kultur, Sprache, Kirchen

2019 war hinsichtlich der Kultur-, Sprach- und Kirchenpolitik vergleichsweise ein eher
moderater Jahrgang, sowohl im Vergleich zu anderen Politikbereichen, als auch im
direkten Vergleich zu den Vorjahren. Eine APS-Zeitungsanalyse zeigt auf, dass alle drei
Politikbereiche von einem rückläufigen Trend betroffen sind, wobei sich dieser
besonders in der Medienberichterstattung zur Kirchen- und Religionspolitik am
stärksten zeigt – hier hat sich der Anteil themenspezifischer Artikel seit 2016 nahezu
halbiert. Im Jahresverlauf wurden über die drei Themenbereiche betrachtet
unterschiedliche Entwicklungen ersichtlich: Während die Sprachthemen auf nationaler
Ebene offensichtlich im Allgemeinen wenig Beachtung fanden, wurden
kirchenpolitische Themen besonders Anfangs und Ende Jahr stark diskutiert und fielen
dann dem obligaten «Sommerloch» zum Opfer. Die Kulturpolitik hingegen sah sich mit
einem regelrechten «Sommerhoch» konfrontiert, nachdem es ab März 2019 eher ruhig
geworden war. 

Das Hauptaugenmerk der Parlamentarierinnen und Parlamentarier lag 2019 hinsichtlich
der kulturpolitischen Entwicklungen mit Sicherheit auf der Revision des Schweizer
Urheberrechts. Nach rund 7-jähriger Vorarbeit und einer vom Ständerat im Frühjahr
2019 zwecks Sondierung der Lage des europäischen Urheberrechts auferlegten
Rückweisung, wurden im Sommer schliesslich die Weichen gestellt und das
Gesamtpaket im Herbst gebündelt. Da die angestrebte Revision Einfluss auf
verschiedene Bereiche hat, blieben die negativen Reaktionen indes nicht aus; deshalb
ist es auch wenig erstaunlich, dass kurz nach der Schlussabstimmung bereits das
Referendum ergriffen wurde. Ob die URG-Revision effektiv gelungen ist, wird sich Mitte
Januar 2020 zeigen, wenn die Referendumsfrist abgelaufen ist.
Die Ratifizierungen internationaler Abkommen wie des Übereinkommens über den
Schutz des Unterwasser-Kulturerbes und des Rahmenübereinkommens des Europarats
über den Wert des Kulturerbes standen hingegen ausser Diskussion. 
Ein anderer Fokus wurde im Kulturjahr 2019 wiederum auf die Kulturförderung gelegt.
Im Frühjahr wurde die Kulturbotschaft 2021–2024 in die Vernehmlassung geschickt und
bis im September zur Stellungnahme freigegeben. Der Ergebnisbericht lag Ende Jahr
zwar noch nicht vor, jedoch geben die im Verlauf des Jahres gefällten Entscheide zu
diversen Vorstössen mit Referenz auf die Kulturbotschaft (Kulturabgeltung an die Stadt
Bern, Einführung eines schweizerischen Jugendkulturgutscheins, Auswirkungen der
Urbanisierung auf die Kulturförderung, Aufgabenteilung zwischen SBFI und BAK,
Erhöhung des Kredits für die Förderung des Sprachaustausches) einen ersten Hinweis
auf mögliche Herausforderungen hinsichtlich der weiteren Beratungen . 
Auch im Bereich Heimatschutz und Denkmalpflege blieben die Institutionen nicht
untätig. So wurde eine Motion Regazzi (cvp, TI; Mo. 17.4308), die eine Anpassung der
Bewertungskriterien für die ISOS-Aufnahme verlangte, stillschweigend angenommen
und die Vernehmlassungsergebnisse zur Totalrevision des VISOS vielen mehrheitlich
positiv aus, was auf ein Inkrafttreten der revidierten Verordnung auf den 1. Januar 2020
hindeutete.
In der ausserparlamentarischen Debatte fand das Fête de Vignerons, das drei Jahre
nach seiner Aufnahme ins UNESCO Weltkulturerbe und 20 Jahre nach der letzten
Austragung neuerlich in Vevey (VD) stattfand, grosse Beachtung – leider aufgrund der
finanziellen Bruchlandung nicht nur positive. Ein wiederkehrendes Thema war 2019
auch die Raubkunst, wobei der Fokus in diesem Jahr auf den afrikanischen Kontinent
und die im Kontext der Kolonialisierung erbeuteten Schätze gerichtet wurde. Auch das
Volk der Fahrenden war 2019 insbesondere in den Kantonen ein Thema, da sich die
Frage der Durchgangsplätze nicht nur im Kanton Bern aufgetan hatte.

Im Bereich der Sprachpolitik standen in diesem Jahr die Mehrsprachigkeit und damit
zusammenhängend die Förderung des Austausches zwischen den
Sprachgemeinschaften sowie der Erhalt des Rätoromanischen im Fokus. So forderte
eine Motion Bourgeois (fdp, FR; Mo. 17.3654), dass öffentliche Ausschreibungen des
Bundes künftig in den wichtigsten Landessprachen zu erfolgen hätten, und eine Motion
Gmür-Schönenberger (cvp, LU; Mo. 18.4156), dass TV-Produktionen nicht mehr
synchronisiert, sondern sowohl Eigenproduktionen in den Landessprachen, als auch
englischsprachige Produktionen in der Originalsprache ausgestrahlt und lediglich noch
untertitelt werden sollen. 
Mit dem Begehen der 100-Jahr-Feier der Lia Rumantscha wurden indes Bestrebungen
aufgezeigt, das Rätoromanische wieder mehr aufs Parkett zu bringen und insbesondere
auch einem Publikum ausserhalb des Bergkantons ins Gedächtnis zu rufen. Nicht
zuletzt seit einem im Frühjahr erschienene Bericht des ZDA war deutlich geworden,
dass es für das Rätoromanische in der Schweiz fünf vor zwölf geschlagen hat. 

RAPPORT
DATE: 31.12.2019
MELIKE GÖKCE
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In Bezug auf kirchen- und religionspolitische Themen stand in diesem Jahr die SVP mit
ihren islamkritischen Parolen auf prominentem Parkett. Mit ihrem Vorstoss zur
Bekämpfung der Ausbreitung eines radikalen Islams war sie im Parlament zwar
gescheitert, generierte aber mit den daraus resultierenden Wahlplakaten des der SVP
nahestehenden Egerkinger-Komitees im Vorfeld der eidgenössischen Wahlen 2019 ein
grosses Medienecho. Auch die Motion Wobmann (svp, SO; Mo. 17.3583), die ein Verbot
der Verteilaktion «Lies!» zum Ziel hatte, scheiterte – nach einer rund 1.5-jährigen
Sistierung – am Ständerat. Wie eine bereits im Sommer veröffentlichte Studie aufzeigte,
nahm die SVP auch in den Kantonen eine dominante Rolle in der Religionsdebatte ein.
So war es nur wenig erstaunlich, dass die Anfangs Jahr neuerlich aufkommende Frage,
ob man als guter Christ noch die SVP wählen dürfe, wieder zu diskutieren gab; nicht
zuletzt, weil damit auch verschiedentliche Kirchenaustritte – nebst den ohnehin
zunehmenden Kirchenaustritten – von SVP-Politikerinnen und -Politikern einhergingen,
welche sich lieber dem Churer Bischof Huonder zuwenden wollten. Dieser seinerseits
wurde schliesslich nach zweijährigem Aufschub zu Pfingsten Abberufen, nutzte die Zeit
bis dahin aber für einen Rundumschlag gegen die Landeskirchen und stellte sich noch
immer quer zu den Missbrauchsvorwürfen in der Kirche.
Wie sich die Kirche zum Staat verhalten soll und in welchem Masse sich Theologen in
die politische Debatte einbringen dürfen, wurde seit Anfang Jahr im Rahmen eines von
Gerhard Pfister (cvp, ZG) neu gegründeten Think-Tanks «Kirche/Politik» erläutert.
Eine für viele eher überraschende Kunde kam im Herbst von Seiten der reformierten
Kirchen: Diese hatten sich nach langen Diskussionen für die «Ehe für alle»
ausgesprochen, wobei sie im Wissen um die konservativen Kräfte innerhalb der
Glaubensgemeinschaft die Gewissensfreiheit der Pfarrpersonen gewährleisten wollten.
Unerfreulich waren 2019 die Meldungen über die Rückkehr und rasche Zunahme des
Antisemitismus in der Schweiz.

Die 2019 im Vorfeld des angekündigten Frauenstreiks virulent diskutierte
Genderthematik fand ihren Einzug auch im Bereich der Kultur, Sprache und Kirche. So
wurden Frauen, und spezifisch ihr Schaffen und ihre Stellung in der Kunst und Kultur,
wesentlich stärker thematisiert als in den vergangenen Jahren. Auch die Diskussion um
gendergerechte Sprache wurde in diesem Jahr wieder virulenter aufgegriffen.
Besonders überraschend kam auch die Ankündigung der Kirchenfrauen, sich am
diesjährigen Frauenstreik zu beteiligen, um ein Zeichen gegen die männliche Dominanz
innerhalb der Institution zu setzen. 5

Eglises et questions religieuses

Dass sich hinter dieser lauen Glaubenshaltung dennoch starke religiöse Sensibilitäten
verbergen können, bewiesen die Stimmberechtigten des Kantons Bern. Gegen ein sehr
offen formuliertes Gesetz über die Voraussetzungen und Wirkungen der öffentlich-
rechtlichen Anerkennung von Religionsgemeinschaften, welches ermöglicht hätte,
auch nichtchristliche Glaubensgemeinschaften unter gewissen Bedingungen
anzuerkennen, hatte die EDU erfolgreich das Referendum ergriffen. Im
Abstimmungskampf wurde sie nur von den SD (ehemals NA) aktiv unterstützt. Aber
hinter den Kulissen entfachte sich ein wahrer Glaubenskrieg, der nicht frei war von
rassistischen Untertönen. Er richtete sich in erster Linie gegen die Möglichkeit, dass
auch der Islam anerkannt werden könnte, obgleich von dieser Seite bisher kein
Interesse signalisiert worden war. Und die Flüsterpropaganda hatte Erfolg: entgegen
den Abstimmungsparolen aller grossen Parteien – mit Ausnahme der SVP, welche trotz
innerer Differenzen die Nein-Parole ausgab – lehnte das Berner Stimmvolk das neue
Gesetz bei einer Stimmbeteiligung von lediglich 15,1% mit rund 55% Nein-Stimmen ab. 6

POLITIQUE CANTONALE
DATE: 30.05.1990
MARIANNE BENTELI

Im Unterschied zum Kanton Bern wurde im Kanton Freiburg hingegen wurde der
israelitischen Kultusgemeinde ziemlich diskussionslos der öffentlich-rechtliche Status
zuerkannt. Damit ist Freiburg nach Baselstadt der zweite Kanton, der Christentum und
Judentum juristisch gleichstellt. 7

POLITIQUE CANTONALE
DATE: 28.11.1990
MARIANNE BENTELI
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Aus Anlass des Jubiläums der Eidgenossenschaft führten die christlichen Konfessionen
aller Sprachregionen am Eidgenössischen Dank-, Buss- und Bettag erstmals eine
gemeinsame Liturgie durch. Die Feier, welche auch die Juden und die Muslime
miteinbezog, fand in Anwesenheit von Vertretern des Bundes, der Kantone und der
Kirchen in Sarnen (OW) statt. Die Form der Veranstaltung – Gottesdienst und Diskussion
über das Verhältnis von Christentum und Politik – wurde auch in den einzelnen
Kirchgemeinden und Pfarreien aufgenommen und soll über das Jubiläumsjahr hinaus
wirken. 8

DÉBAT PUBLIC
DATE: 15.09.1991
MARIANNE BENTELI

Mit Ruth Dreifuss wurde erstmals ein Mitglied der jüdischen Kultusgemeinde in die
Landesregierung gewählt. Bemerkenswert war, dass dies im zum Teil emotional sehr
aufgeladenen Umfeld dieser Bundesratswahl zu keinem Zeitpunkt ein Thema war und in
den Pressekommentaren höchstens zu einem Nebensatz Anlass gab.

ÉLECTIONS
DATE: 10.03.1993
MARIANNE BENTELI

Als Schweizer Premiere übernahm der Kanton Bern aufgrund seiner neuen
Kantonsverfassung die Entlöhnung der jüdischen Rabbiner der Kultusgemeinden Bern
und Biel. Damit geht Bern über die Anerkennung der israelitischen Kultusgemeinden
hinaus, welche in den letzten Jahren in den Kantonen Basel-Stadt und Freiburg
vorgenommen wurden. 9

DÉBAT PUBLIC
DATE: 02.07.1997
MARIANNE BENTELI

Im Einvernehmen mit dem Israelitischen Gemeindebund liess der Bundesrat die
geplante Lockerung des seit 1893 geltenden Schächtverbots nach dem massiven
Widerstand in der Vernehmlassung fallen. Dafür soll der Import von Fleisch von Tieren,
die nach jüdischem oder islamischem Brauch rituell geschlachtet werden, gesetzlich
garantiert werden. Der Verzicht auf die umstrittene Änderung im Tierschutzgesetz
wurde mit der Wahrung des konfessionellen Friedens begründet, da in den
Diskussionen neben tierschützerischen Argumenten auch antisemitische Töne zu hören
gewesen waren. 10

DÉBAT PUBLIC
DATE: 14.03.2002
MARIANNE BENTELI

Der Kanton Zürich unternahm den Versuch, das Verhältnis zwischen Kirche und Staat
im Sinn einer Entflechtung und einer Anerkennung zusätzlicher
Glaubensgemeinschaften grundsätzlich neu zu regeln. Diese Vorlage war im Kampf
gegen die letzte Volksinitiative zur Trennung von Kirche und Staat in Aussicht gestellt
worden, die 1995 mit zwei Drittel Nein-Stimmen verworfen worden war. Zentraler
Streitpunkt in den Debatten war die staatliche Anerkennung ausserchristlicher
Religionsgemeinschaftensowie die (eng damit zusammenhängende) Autonomie aller
anerkannter Gruppen, auch ausländischen Mitgliedern das Stimm- und Wahlrecht
zuzubilligen. Die Hürden für die Anerkennung neuer Glaubensgemeinschaften wären
hoch gelegen: 30 Jahre Wirken in der Schweiz, mehr als 3000 Mitglieder im Kanton
Zürich, Anerkennung der Grundwerte der Schweizer Rechtsordnung, Bejahen des
Religionsfriedens, Pflege einer inneren Demokratie und Offenlegung der Finanzen,
weshalb eine baldige Anerkennung des Islam wohl kaum in Frage gekommen wäre. Für
die Anerkennung weiterer religiöser Gemeinschaften votierten im Kantonsrat SP,
Grüne, CVP und eine Mehrheit der FDP; die SVP und eine Mehrheit der EVP stellten sich
wegen einer möglichen Offizialisierung des Islam dagegen. Dem Souverän wurden drei
zusammenhängende Vorlagen unterbreitet: eine Verfassungsänderung (Grundsatz der
Anerkennung weiterer Glaubengemeinschaften und Ausländerstimmrecht) sowie zwei
Gesetzesrevisionen (Verhältnis zwischen dem Kanton und den bereits anerkannten
Kirchen sowie Verfahren der Anerkennung neuer Religionsgemeinschaften). EVP, EDU
und vor allem SVP bekämpften die Vorlage auch im Abstimmungskampf mit dem Slogan
«Kein Geld für Koranschulen» aufs heftigste. Unterstützung erhielten sie von einem Teil
der FDP, der eine völlige Trennung von Kirche und Staat anstrebt. Vor diesem
Hintergrund hatten die Vorlagen keine Chance an der Urne: Die Verfassungsänderung
scheiterte mit 55 Prozent Nein-Stimmen, das Kirchengesetz mit knapp 54 Prozent und
das Anerkennungsgesetz mit 64 Prozent. 11

POLITIQUE CANTONALE
DATE: 01.12.2003
MARIANNE BENTELI

01.01.65 - 01.01.20 4ANNÉE POLITIQUE SUISSE — SÉLECTION D'ARTICLES SUR LA POLITIQUE SUISSE



Der Schweizerische Israelitische Gemeindebund (SIG) konnte sein hundertjähriges
Bestehen begehen. An den Feierlichkeiten war die Landesregierung durch Bundesrat
Couchepin vertreten. Ruth Dreifuss, die erste jüdische Bundesrätin der Schweiz,
wurde bei dieser Gelegenheit ins Goldene Buch des SIG aufgenommen. 12

CHRONIQUE DES ASSOCIATIONS
DATE: 15.05.2004
MARIANNE BENTELI

Spitzenvertreter von Christen, Juden und Muslimen wollen einen Dialog führen und
vereinbarten deshalb auf Anregung des Präsidenten des Schweizerischen Evangelischen
Kirchenbundes, einen «Rat der Religionen» ins Leben zu rufen. Dieser soll als Plattform
der Verständigung und als Ansprechorgan des Bundes dienen. 13

DÉBAT PUBLIC
DATE: 29.09.2004
MARIANNE BENTELI

Vertreter von zehn schweizerischen Kirchen (des Schweizerischen Evangelischen
Kirchenbunds, der römisch-katholischen Bischofskonferenz, der Christkatholiken, der
Methodisten, der Baptisten, der Heilsarmee, der Lutheraner, der Griechisch- und der
Serbisch-Orthodoxen sowie der Anglikaner) unterzeichneten in einem Gottesdienst in
St-Ursanne (JU) die Charta Oecumenica. Das auf europäischer Ebene entstandene
Dokument beinhaltet die Selbstverpflichtung, an der Gemeinschaft der Kirchen
weiterzuarbeiten und gemeinsam Verantwortung für Versöhnung, die Bewahrung der
Schöpfung und das Zusammenleben der Religionen wahrzunehmen und insbesondere
dem nationalistischen Gebrauch von Religion entgegenzutreten. Besondere Bedeutung
komme dem Dialog mit dem Judentum, der Wertschätzung der Muslime und dem
Engagement für die individuelle und kollektive Religionsfreiheit zu. 14

DÉBAT PUBLIC
DATE: 23.01.2005
MAGDALENA BERNATH

Im Rahmen des Nationalen Forschungsprogramms 58 „Religionsgemeinschaften, Staat
und Gesellschaft“ entstanden in den letzten fünf Jahren insgesamt 28 Studien, welche
im Juli des Berichtjahres in Form einer Synthese vorgestellt wurden. Die zentrale
Erkenntnis aus dem NFP 58 war, dass sich in der Schweiz zusehends ein religiöser
Graben zwischen der Politik und der säkularisierten Bevölkerung öffnet. Die Religion sei
einerseits in den öffentlichen Debatten stark präsent, im privaten Leben der meisten
Menschen werde sie aber immer unwichtiger. Indes verbinden die öffentlichen
Debatten die Religion meist mit kontroversen anderen Themen wie etwa mit politischen
Konflikten oder Migrationsproblemen. Ausserdem ergab eine Umfrage unter lokalen
Verantwortlichen aller religiösen Gemeinschaften in der Schweiz, dass Frauen in
muslimischen Gemeinden oft mehr Einfluss haben als Katholikinnen, Frauen in
Freikirchen oder orthodoxen Jüdinnen. Dies rühre daher, dass Frauen beispielsweise
bei Aleviten und Sufis mehr Möglichkeiten hätten, in spirituelle Führungspositionen
aufzusteigen als dies bei Neuapostolen oder konservativen Freikirchen der Fall sei. Sehr
offen gegenüber Frauen waren gemäss den Umfrage-Ergebnissen Reformierte,
Christkatholiken, liberale Juden, Buddhisten und Hindus. 15

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 04.07.2012
MÄDER PETRA

In Reaktion auf ein umstrittenes Urteil des Kölner Landgerichts entschied das Zürcher
Kinderspital, vorerst keine Wunschbeschneidungen mehr durchzuführen. Das Kölner
Landgericht hatte die Beschneidung als Körperverletzung definiert, was Chirurgen und
Politiker auch in der Schweiz verunsicherte. In jüdischen und muslimischen
Glaubensgemeinschaften löste das Moratorium von Beschneidungen Entsetzen aus, da
dieses ein schwerwiegender Eingriff in die Glaubensfreiheit sei. Auch in der
Medienberichterstattung herrschte breiter Konsens darüber, dass die Infragestellung
der Beschneidung von Knaben unnötig und unsensibel sei. Uneinig waren sich hingegen
Strafrechtler, ob die rituelle Beschneidung in der Schweiz strafbar sei oder nicht. Das
Zürcher Kinderspital hob knapp einen Monat später den Beschneidungsstopp wieder
auf. Allerdings wird der behandelnde Arzt künftig neu dazu verpflichtet, nach dem Motiv
für den Eingriff zu fragen und die Unterschrift beider Elternteile einzuholen. 16

AUTRE
DATE: 20.07.2012
MÄDER PETRA

Ein im Rahmen des Forschungsprogramms "Religionsgemeinschaften, Staat und
Gesellschaft" (NFP58) erarbeiteter Sammelband zeichnet ein vielfältiges Bild der in der
Schweiz lebenden jüdischen Bevölkerung, die bei der Volkszählung im Jahr 2000 aus
knapp 18'000 Personen bestand. Ein Teil der Beiträge thematisiert unter anderem die
veränderte Rolle der Frau im Judentum sowie der Umgang mit Ehen zwischen jüdischen
und nichtjüdischen Partnern. Letzteres ist insofern von Bedeutung, da die Kinder im
Judentum traditionellerweise die Religion ihrer Mutter erhalten. Da Mischehen
mittlerweile überwiegen, gefährdet eine rigide Befolgung dieses Prinzips den

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 13.05.2014
MARLÈNE GERBER
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Fortbestand der Gemeinschaft. Während die liberaleren Gemeinden für pragmatische
Lösungen offen stehen, dulden streng orthodoxe Gemeinden Mischehen nicht. 17

In seinem jährlichen Antisemitismusbericht sammelt und analysiert der Schweizerische
Israelitische Gemeindebund (SIG) in Zusammenarbeit mit der Stiftung gegen Rassismus
und Antisemitismus (GRA) seit 2008 antisemitische Vorfälle aus der deutschsprachigen,
rätoromanischen und italienischsprachigen Schweiz. Die Vorfälle sammelt der SIG zum
einen über eine interne Meldestelle, andererseits werden auch Fälle aufgenommen,
über welche die Medien berichten, sowie vom SIG im Internet selbst recherchierte
Fälle. Als Grundlage nutzt der SIG dabei die Antisemitismusdefinition der International
Holocaust Remembrance Alliance. Für die Westschweiz erstellt die CICAD einen
eigenen Antisemitismusbericht, der jedoch methodisch vom Bericht des SIG abweicht.

Insgesamt werden im Antisemitismusbericht von 2019 523 antisemitische Vorfälle
verzeichnet. 38 Fälle fanden dabei in der «realen Welt» statt – ähnlich viele wie im
Vorjahr –, 485 Fälle entfielen auf den Online-Bereich, wohingegen dieser Wert leicht
unter dem Vorjahreswert zu liegen kam. Mit 95.6 Prozent machten antisemitische
Aussagen die Mehrheit der Vorfälle aus, es kam aber auch zu Beschimpfungen (1.9%),
Schmierereien (1.3%), Karikaturen (0.6%), Auftritten (0.6%) und sogar zu Tätlichkeiten
(0.2%). Inhaltlich handelte es sich meist um antisemitische Verschwörungstheorien
(36.5%), Israel-bezogenen Antisemitismus (31.0%), oder allgemeinen Antisemitismus
(die Verbreitung von antisemitischen Stereotypen; 29.0%), während die Leugnung oder
Banalisierung des Holocausts (3.5%) seltener war.

Der Bericht betonte insbesondere die Gefahr, welche von antisemitischen
Verschwörungstheorien ausgehen, könnten doch auf solche Theorien «reale Taten mit
gravierenden Konsequenzen folgen», wie etwa der rechtsextreme Anschlag im
deutschen Halle zeige, dessen Urheber ebenfalls Anhänger solcher
Verschwörungstheorien war. Darauf basierend forderten der SIG und die GRA, dass sich
Gesellschaft, Politik und Bildung vermehrt gegen die Verbreitung solcher Theorien
einsetzen sollten. Zwar begrüsste der SIG-Präsident Herbert Winter die vom Bundesrat
Anfang Oktober 2019 nach dem Anschlag in Halle zusätzlich zur Verfügung gestellten
CHF 500'000 für den Schutz von Minderheiten mit erhöhtem Risiko für
extremistische oder terroristische Anschläge, erachtete dies aber als zu wenig.
Schätzungsweise müssten jüdische Organisationen CHF 7 Mio. jährlich für
Sicherheitsmassnahmen aufwenden, folglich sollten sich auch die Kantone an den
entsprechenden Kosten beteiligen.

Auch in den Medien wurde die Situation jüdischer Gemeinschaften in der Schweiz und
Europa thematisiert. Die Antisemitismus-Beauftragte der EU, Katharina von Schnurbein,
machte gegenüber der Sonntagszeitung ein Erstarken des Antisemitismus aus und
führte dieses auf die wachsende zeitliche Distanz zum Holocaust und die durch die
sozialen Medien sinkenden Hürde, sich antisemitisch zu äussern, zurück. 18

RAPPORT
DATE: 01.01.2019
SARAH KUHN

Archives, bibliothèques, musées

Im Mai 2014, am Tag nach dem Tod von Cornelius Gurlitt, Sohn eines bekannten
Kunsthändlers im Dritten Reich, wurde die privatrechtliche Stiftung Kunstmuseum Bern
darüber informiert, dass sie als Alleinerbin von Gurlitts Kunstsammlung eingesetzt
wird. Die rund 1'500 Objekte umfassende Sammlung enthält unter anderem bedeutende
Werke von Edouard Manet, Paul Cézanne und Claude Monet. Das Kunstmuseum zeigte
sich überrascht ob der Erbeinsetzung und zurückhaltend aufgrund der offenen Fragen
"rechtlicher und ethischer Natur". 2011 wurden in Gurlitts Münchner Wohnung über
tausend seit dem Zweiten Weltkrieg verschollene Meisterwerke entdeckt und mit
Verdacht auf NS-Raubkunst beschlagnahmt. Aufgrund einer Übereinkunft mit Gurlitt, in
welcher dieser sich bereit erklärte, die Werke der Provenienzforschung zur Verfügung
zu stellen und gegebenenfalls den rechtmässigen Besitzern zurückzugeben, war die
Beschlagnahmung kurz vor seinem Tod aufgehoben worden. Die Medien verfolgten die
Entscheidung des Kunstmuseums mit grossem Interesse. Matthias Frehner, Direktor des
Kunstmuseums Bern, gab Ende November die Übernahme der Werke bekannt, jedoch
nur unter der Bedingung, dass sie von einer in Deutschland eingesetzten Task Force
vorher eindeutig vom Raubkunstverdacht befreit würden. Der Bundesrat nahm die
Vereinbarung zwischen dem Kunstmuseum Bern, der Bundesrepublik Deutschland und
dem Freistaat Bayern zur Kenntnis und begrüsste, dass die Parteien die 1998 auch von
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der Schweiz verabschiedeten Washingtoner Richtlinien zur Aufarbeitung der NS-
Raubkunstproblematik darin ausdrücklich anerkannten. Lob erntete Bern nach
Abschluss der Vereinbarung ebenfalls vom Jüdischen Weltkongress. Zum Zeitpunkt der
Vereinbarung standen ca. 590 Werke unter Raubkunstverdacht. Bei weiteren 380
Bildern handelt es sich um "entartete" Kunst, d.h. um aufgrund Nichtvereinbarkeit mit
dem Nationalsozialismus aus Museen entfernte Werke. Letzteren soll der Weg in die
Schweiz offen stehen. Das Kunstmuseum Bern zeigte sich jedoch bereit, Leihanfragen
von Museen, in denen die Kunstwerke während dem Dritten Reich konfisziert wurden,
prioritär zu behandeln und ihnen in der Regel stattzugeben. Um keinen Präzedenzfall zu
schaffen, entschied sich das Kunstmuseum gegen die Dauerleihe oder gar die Rückgabe
der Werke an die ursprünglichen Eigentümerinstitutionen. 19

Erbstreitigkeiten führten dazu, dass das Kunstmuseum Bern die Kunstsammlung von
Cornelius Gurlitt im Jahr 2015 noch nicht entgegennehmen konnte. Gurlitts Cousine
Uta Werner zweifelte an Gurlitts Testierfähigkeit und erhob Anfang 2015 Anspruch auf
das Erbe. Im März wies das Münchner Amtsgericht den Antrag jedoch ab, wobei es sich
bei seinem Entscheid auf die bereits vorgelegten Gutachten stützte. Bevor das Urteil
rechtskräftig wurde, focht Werner den Entscheid an. Daraufhin gab das
Oberlandesgericht München die Erstellung eines psychiatrischen Gutachtens in Auftrag,
das das Testament von Gurlitt als rechtskräftig einstufte. Das Gericht äusserte sich 2015
noch nicht zur neuen Sachlage. 20

PROCÉDURE JUDICIAIRE
DATE: 07.02.2015
MARLÈNE GERBER

Die wahrscheinliche Übernahme der Gurlitt-Sammlung durch das Kunstmuseum Bern
befeuerte 2015 Diskussionen um den Umgang mit Raubkunst. Dabei kritisierten Medien
und ein Kunsthistoriker der Universität Bern die passive Rolle des Bundes im Fall
Gurlitt. Der Bundesrat verteidigte sein Vorgehen etwa auch in seiner Antwort auf eine
Interpellation Comte (fdp, NE). Der Bund gehöre nicht zu den Vertragsparteien,
weswegen er die Gespräche zwischen dem privatrechtlichen Kunstmuseum Bern, der
Bundesrepublik Deutschland und dem Freistaat Bayern lediglich im Rahmen seiner
Guten Dienste verfolgt habe. Ebenfalls wehrte er sich gegen die Forderungen – wie sie
etwa von Seiten des Kantons Bern und der SP im Rahmen der Vernehmlassung zur
neuen Kulturbotschaft geäussert wurden – zur Verstärkung seiner Provenienzforschung,
die er seit 1998 durch die beim BAK angesiedelte Anlaufstelle Raubkunst betreibt und
jüngst durch ein Internetportal ergänzt hat. Vorerst seien die Museen gefordert.
Nichtsdestotrotz stellte er noch im selben Jahr Museen Mittel zur Intensivierung der
Forschung über die Herkunft ungeklärter Werke in Aussicht. 
Sinniert wurde 2015 ebenfalls über die Unterscheidung von Raubkunst und Fluchtgut,
so etwa an einer wissenschaftlichen Tagung in Winterthur. Der Begriff des Fluchtguts,
der im Rahmen der Untersuchungen der Bergier-Kommission zur Rolle der Schweiz im
zweiten Weltkrieg geprägt wurde, bezeichnet das von Juden nach ihrer Flucht in die
Schweiz veräusserte Kunsteigentum. Dabei geht die Schweiz – anders als beispielsweise
Deutschland oder Österreich, die eine breitere Auslegung der Washingtoner Richtlinien
verfolgen und nicht zwischen diesen beiden Begriffen unterscheiden – davon aus, dass
solche Verkäufe unter freiem Willen und rechtmässig erfolgt waren. Die offizielle
Sichtweise der Schweiz vertrat ein Salzburger Rechtsprofessor an der Winterthurer
Tagung mit Rückgriff auf die unterschiedliche Rolle Deutschlands und Österreichs im
Vergleich zur Schweiz im zweiten Weltkrieg. Ebenfalls geteilt wird diese Ansicht von den
grossen öffentlichen Museen in der Schweiz. 21

DÉBAT PUBLIC
DATE: 01.09.2015
MARLÈNE GERBER

Im März 2016 legte Uta Werner drei neue Gutachten vor. Zwei psychiatrische Gutachten
stuften Cornelius Gurlitt als testierunfähig ein, während das Dritte am im Vorjahr vom
Oberlandesgericht München in Auftrag gegebenen Gutachten methodische Mängel
feststellte. Daraufhin machte sich das Oberlandesgericht München daran, den
Geisteszustand Cornelius Gurlitts kurz vor seinem Tod einer genaueren Prüfung zu
unterziehen. Unterdessen gab das Kunstmuseum Bern, das von Gurlitt als Alleinerbe
seiner Kunstsammlung eingesetzt worden war, bekannt, dass die geplante Ausstellung
zu Gurlitts Sammlung wegen Rechtsstreitigkeiten nicht wie geplant 2016 stattfinden,
sondern um ein Jahr verschoben werde. Die Ausstellung soll in enger Zusammenarbeit
mit der Bundeskunsthalle Bonn erfolgen, welche zeitgleich eine Ausstellung mit Werken
aus der Gurlitt-Sammlung anbieten wird. 22

PROCÉDURE JUDICIAIRE
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In der Sommersession 2016 wurden gleichentags zwei Motionen mit
Themenschwerpunkt «Raubkunst» verjährungsbedingt unbehandelt abgeschrieben.
Die Motion Tschäppät (sp, BE; Mo. 14.3497) hätte die Schaffung gesetzlicher Grundlagen
und Bereitstellung finanzieller Mittel gefordert, damit in Zusammenarbeit mit den
Kantonen (EDK) und Museumsverbänden die Provenienzuntersuchungen für seit 1933
erworbene Sammlungen öffentlicher Museen und Dritter hätten durchgeführt und
entsprechende Ergebnisse hätten publiziert werden können. Die Motion Reynard (sp,
VS; Mo. 14.3480) hätte das Hinwirken des Bundesrates im multilateralen Rahmen
gefordert, damit die Verbindlichkeiten und Anwendungsbereiche der Washingtoner
Richtlinien zur Raubkunst international hätten gestärkt und ausgeweitet werden sollen.
Der Bundesrat hatte bereits im Sommer 2014 beide Motionen zur Ablehnung beantragt,
da zum einen die Frage der gesetzlichen Grundlagen und zusätzlicher finanzieller Mittel
bereits im Rahmen der Kulturbotschaft 2016–2019 geklärt werde und zum anderen auf
internationaler Ebene keine weiteren zwischenstaatlichen Bestrebungen zur Stärkung
der Richtlinien bekannt seien und ein Alleingang der Schweiz daher keine
Notwendigkeit darstelle. 23

MOTION
DATE: 17.06.2016
MELIKE GÖKCE

Mitte Dezember 2016 bestätigte das Oberlandesgericht München das Kunstmuseum
Bern als rechtmässigen Alleinerben der Kunstsammlung des im Mai 2014 verstorbenen
Cornelius Gurlitt. Damit stellte sich das Gericht in zweiter Instanz gegen die von Gurlitts
Cousine Uta Werner geäusserte Ansicht, der Kunstsammler habe beim Aufsetzen seines
Testaments an Wahn oder Demenz gelitten. Gemäss aktuellem Wissensstand soll das
Kunstmuseum Bern somit schlussendlich in den Besitz von über 1000 Werken aus dem
sogenannten Schwabinger Kunstfund gelangen und kann die Planung der gemeinsam mit
der Bundeskunsthalle Bonn angedachten Ausstellung in Angriff nehmen. Besagte
Ausstellung soll auch dem Zweck dienen, die Bevölkerung über den NS-Kunstraub
aufzuklären und für das Thema der entarteten Kunst zu sensibilisieren. In einem ersten
Schritt werden Werke, die zweifelsfrei vom Raubkunst-Verdacht befreit sind, nach Bern
gelangen. Darunter befinden sich über 230 Werke entarteter Kunst sowie knapp 280
Werke, die sich in legitimem Besitz der Familie Gurlitt befanden. Ende 2016 befanden
sich noch um die 1000 Werke in Untersuchung, wovon bei der Hälfte davon
ausgegangen werden muss, dass ihre Herkunft ungeklärt bleiben wird. Über die
Annahme oder Verweigerung von Werken ungeklärter Herkunft hat das Kunstmuseum
Bern bis 2020 zu befinden. 24

PROCÉDURE JUDICIAIRE
DATE: 15.12.2016
MARLÈNE GERBER

Médias

Presse

Ab April erschien mit „Tacheles“ ein neues jüdisches Wochenblatt, das die „Jüdische
Rundschau“ und das „Israelische Wochenblatt“ ersetzte. Laut der Basler
Mediengruppe – zusammen mit dem Serenada-Verlag Herausgeberin des Magazins –
richtet sich „Tacheles“ an eine jüdische Leserschaft, ohne jedoch den Austausch mit
einem nichtjüdischen Publikum vernachlässigen zu wollen. Nicht tangiert von dieser
Neuerscheinung wurde die französischsprachige Schwesterpublikation „Revue juive“. 25

DÉBAT PUBLIC
DATE: 02.02.2001
ELISABETH EHRENSPERGER

Aspects généraux de la politique médiatique

In der Frühlingssession kam die Revision des Medienstraf- und Verfahrensrechts ins
Parlament. Deren Beratung fand unter dem Eindruck von zwei Vorfällen statt. Einerseits
dem Fall Jagmetti: Die "SonntagsZeitung" hatte im Januar aus einer vertraulichen
Lageanalyse über die Forderungen jüdischer Organisationen im Zusammenhang mit den
Holocaust-Geldern von US-Botschafter Carlo Jagmetti zitiert, worauf dieser zurücktrat.
Der Fall Jagmetti führte im bürgerlichen Lager teilweise zu einem Meinungsumschwung
in Richtung Disziplinierung der Medien. Andererseits wurde Ende Februar publik, dass
die Bundesanwaltschaft, nachdem im letzten Jahr ein erster Fall bekannt geworden war,
in zwei weiteren Fällen - bei "Facts" und beim "Bund" - Telefonüberwachungen
vorgenommen hatte, um Indiskretionen in den Reihen der Verwaltung auf die Spur zu
kommen. Die Medienschaffenden reagierten empört.

Der Nationalrat entschied sich als Erstrat für ein restriktives Medienstrafrecht. In der
Kernfrage des Quellenschutzes folgte er dem bundesrätlichen Konzept und entschied,
dass es Sache der Gerichte sein soll, ob das Zeugnisverweigerungsrecht gewährt wird,
oder ob die Interessen der Strafjustiz vorgehen. Ein von der Mehrheit seiner

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 19.03.1997
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vorberatenden Rechtskommission und der Ratslinken vorgeschlagenes generelles
Zeugnisverweigerungsrecht für Medienschaffende, das nur unter bestimmten
Voraussetzungen, etwa wenn es um ein schweres Verbrechen geht, aufgehoben werden
könnte, lehnte er mit 84 zu 67 Stimmen ab. Um ein Haar hätte dagegen ein Antrag
Vallender (fdp, AR) auf Streichung Erfolg gehabt; die Votantin argumentierte, dass die
Verfassungsgrundlage für ein Zeugnisverweigerungsrecht fehle. Gegen den Willen des
Bundesrates und der Kommissionsmehrheit lehnte eine bürgerliche Ratsmehrheit mit
74 zu 64 Stimmen ausserdem die Streichung der umstrittenen Strafvorschrift über die
Veröffentlichung amtlich geheimer Verhandlungen ab. Vergeblich wiesen
Bundespräsident Koller und die Linke darauf hin, dass diese Strafnorm bereits heute
keine Wirkung habe und dass der indiskrete Beamte, nicht der Journalist zu bestrafen
sei. Mit 75 zu 49 Stimmen lehnte es der Nationalrat ausserdem ab, die Anwendung des
Gesetzes über den unlauteren Wettbewerb (UWG) in bezug auf Journalisten
aufzuheben. Eine Kommissionsmehrheit hatte vorgeschlagen, das Gesetz auf
Medienschaffende nicht anzuwenden, wenn diese nicht mit Wettbewerbsabsicht
gehandelt haben. Mit 75 zu 37 Stimmen, gegen den Willen der Fraktionen von SP und
GPS, hiess der Rat die Revision schliesslich gut. 26

Gemäss seiner schriftlichen Urteilsbegründung im Fall Jagmetti kam das Bundesgericht
zum Schluss, daß die Veröffentlichung einer in vertretbarer Weise für geheim erklärten
Information grundsätzlich strafbar bleibt. Damit lehnte es das Gericht ab, eine
grosszügigere Gesetzesauslegung im Hinblick auf die Meinungsäusserungsfreiheit für
zulässig zu erklären. Die "SonntagsZeitung" hatte 1997 eine vertrauliche Lageanalyse von
US-Botschafter Carlo Jagmetti über die Forderungen jüdischer Organisationen im
Zusammenhang mit den Holocaust-Geldern zitiert, worauf dieser zurücktrat. Die
„SonntagsZeitung“ zog ihre Verurteilung wegen Veröffentlichung vertraulicher
Dokumente des ehemaligen Botschafters an den Europäischen Gerichtshof für
Menschenrechte in Strassburg weiter. 27

PROCÉDURE JUDICIAIRE
DATE: 31.12.2001
ELISABETH EHRENSPERGER

Partis, associations et groupes d'intérêt

Partis

Système partisan

Bezüglich der Aufarbeitung der Rolle der Schweiz während des Zweiten Weltkriegs ging
zuerst die SP auf Konfrontationskurs: Zu Beginn des Jahres stimmte der SP-Vorstand
einer Resolution zu, die den Rücktritt von Bundesrat Jean-Pascal Delamuraz (fdp)
forderte, weil dieser in einem Interview unter anderem Forderungen von jüdischen
Kreisen als «Lösegeld-Erpressung» bezeichnet hatte und sich danach nicht
ausreichend entschuldigt habe. Die Resolution stiess jedoch nicht nur bei den
bürgerlichen Regierungsparteien auf scharfen Protest, sondern auch bei den SP-
Sektionen der Westschweiz. Im April kündigte der Bundesrat an, eine
Solidaritätsstiftung einrichten zu wollen. Während SP, CVP und FDP die Idee
grossmehrheitlich begrüssten, drohte die Zürcher SVP unter Christoph Blocher bereits
vor der Konkretisierung des Projekts mit dem Referendum. Später lancierte Blocher
ein Gegenprojekt, um die Solidaritätsstiftung zu untergraben.

CHRONIQUE DES PARTIS
DATE: 05.03.1997
EVA MÜLLER

Grands partis

In der SVP fand der Kampf zwischen dem liberalen Berner Flügel und dem konservativen
Zürcher Flügel unter Christoph Blocher seine Fortsetzung. Insbesondere die Zürcher
SVP wehrte sich im Rahmen der Debatte um die Rolle der Schweiz im Zweiten Weltkrieg
gegen jegliche Schuldanerkennung und Neuschreibung der Geschichte. Im März hielt
Blocher eine «Klarstellungs»-Rede zu diesem Thema, welche die Öffentlichkeit stark
polarisierte. Bevor der Bundesrat die Idee einer Solidaritätsstiftung überhaupt
konkretisierte, drohte die Zürcher SVP ausserdem bereits mit dem Referendum und
lancierte eine weitere ihrer umstrittenen Inserate-Kampagnen mit Titeln wie «Das
Schweizer Volk erpressen? Und das Volk soll zahlen? Nie, nie, nie». Berner und
Graubündner SVP-Volksvertreter gingen auf Distanz zu den Ausführungen Blochers zur
Vergangenheit der Schweiz und zeigten sich offen bis zustimmend gegenüber der
Stiftungsidee. 28
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